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Positionspapier der Diakonie Hessen zur Finanzierung der 

Psychosozialen Kontakt- und Beratungsstellen   

 

Dieses Positionspapier wurde in Zusammenarbeit mit der Facharbeitsgemeinschaft Teilhabe 

in der Eingliederungshilfe (AGT) und den Mitgliedseinrichtungen der Diakonie Hessen, die 

Träger von psychosozialen Kontakt- und Beratungsstellen sind, erstellt. Es kann als Grundlage 

für die sozialpolitische Positionierung und Argumentation in den Regionen vor Ort verwendet 

werden. 

1. Ausgangslage: Die Bedeutung der PSKB für die gemeindenahe Versorgung 

Die Psychosozialen Kontakt- und Beratungsstellen (PSKB) sind ein unverzichtbarer 

Bestandteil der gemeindepsychiatrischen Versorgung in Hessen. Seit den 1980er Jahren 

bieten sie Menschen in seelischen Notlagen sowie ihren Angehörigen eine erste, 

niedrigschwellige Anlaufstelle – ohne Antrag, ohne Zugangshürden, unabhängig von einer 

Diagnose oder Behinderung. Sie beraten vertraulich, vermitteln in geeignete Hilfesysteme und 

leisten präventive Krisenbegleitung.  

Die PSKB entlasten durch ihre Arbeit andere Versorgungsbereiche – stationär, teilstationär 

und ambulant – und tragen zur Vermeidung von Eskalationen und damit auch zur Reduktion 

von Folgekosten bei. Ihre Arbeit stärkt die Teilhabe, das Gemeinwesen und den sozialen 

Zusammenhalt. Die PSKB erbringen angepasst an ihre Konzeption sowie regionalen 

Gegebenheiten und Bedarfen insbesondere folgende Leistungen1: 

• Clearing: Sie helfen bei der Orientierung im Versorgungssystem und überbrücken 
Wartezeiten auf weiterführende Angebote, um der hilfesuchenden Person schnell und 
unkompliziert Unterstützung zu bieten. 

• Psychosoziale Beratung: Durch sofortige Unterstützung können sie schwerwiegendere 
Krankheitsverläufe oder stationäre Aufenthalte verhindern. Sie leisten eine wichtige 
Frühinterventions- und Präventionsarbeit. 

• Krisenintervention: In akuten Krisensituationen sind die PSKB vertrauensvolle 
Gesprächspartner, die Stabilisierung bieten und bei der Bewältigung der Krise 
unterstützen. 

• Kontakt- und gemeinschaftsbildende Angebote: Sie fördern die Selbsthilfe und 
stärken das soziale Miteinander, um Isolation zu vermeiden und die Betroffenen in ihrer 
Gemeinschaft zu verankern. 

• Vernetzung innerhalb der bestehenden Strukturen: Die PSKB tragen dazu bei, die 
verschiedenen Akteure vor Ort zu vernetzen, um eine ganzheitliche Versorgung 
sicherzustellen und Folgekosten im Gesundheits- und Sozialsystem zu vermeiden. 

2. Die aktuelle Herausforderung: Finanzierungsstruktur gefährdet Fortbestand 

Mit dem Beginn des Reformprogramms „Aktion Sichere Zukunft“ hat sich die hessische 

Landesregierung in den frühen 2000er-Jahren aus der Finanzierung der PSKB 

zurückgezogen. Seitdem wurden die finanziellen Anteile (einwohnerbezogenen Förderung und 

Finanzierungsanteile der hessischen Kreise und kreisfreien Städte) sukzessive an den 

überörtlichen Kostenträger übertragen. Seit dem 01.01.2024 erfolgt nun auch die Finanzierung 

des kommunalen Anteils vollständig durch ein Erstattungsverfahren des überörtlichen 

Kostenträgers, dem Landeswohlfahrtsverband Hessen (LWV Hessen). Somit ist der LWV 

Hessen ab dem Jahr 2025 alleiniger Kostenträger sowohl für die einwohnerbezogene 

 
1 Abgestimmte Mindeststandards der Liga der Freien Wohlfahrtspflege in Hessen e. V, Arbeitskreis 4 
versendet am 16.06.2025 an den LWV Hessen, Fachbereich Planung und Vergütung 
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Förderung als auch für die bisherigen Finanzierungsanteile der hessischen Landkreise und 

kreisfreien Städte. Die Träger der PSKB müssen weiterhin einen regional unterschiedlich 

hohen Eigenmittelanteil zwischen 10 % und 50 % aufbringen, um das Angebot verlässlich 

aufrechterhalten zu können. Bei der Übernahme der kommunalen Finanzierungsanteile 

wurden die Anteile auf Grundlage des Jahres 2023 übernommen, nicht auf Grundlage des 

bereits laufenden Jahres 2024. Die Mittel aus dem Jahr 2023 decken jedoch nicht die 

tatsächlichen Mehrkosten und wurden zum Teil seit Jahren nicht erhöht. Eine Erhöhung dieser 

Zuwendungsbeträge ist nicht vorgesehen, um die bestehenden Defizite auszugleichen. 

Darüber hinaus ist auch die einwohnerbezogene Förderung für die PSKB durch den LWV 

Hessen voraussichtlich bis zum Jahr 2027 eingefroren, sodass auch hier weniger Geld für die 

Leistungen zur Verfügung steht. 

Eine nachhaltige Lösung wird erst dann möglich sein, wenn eine landeseinheitliche 

Finanzierungssystematik entwickelt wurde und eine entsprechende konzeptionelle 

Weiterentwicklung vorliegt (Beschluss: 8. Verbandsversammlung 2023, LWV). 

Die PSKB geraten zunehmend unter Druck. Die aktuelle Finanzierungslage ist unzureichend, 

um dem tatsächlichen Bedarf sowie den Richtlinien aus dem Jahr 1998 (eine Fachkraft pro 

50.000 Einwohner) gerecht zu werden. Sollten keine wesentlichen Verbesserungen hin zu 

einer auskömmlichen Finanzierung erfolgen, sehen sich die Träger der PSKB gezwungen, 

Angebote zu reduzieren oder diese vollständig einzustellen. 

• Wachsende Nachfrage bei stagnierenden Mitteln: Die Wartezeiten für Beratungen 

verlängern sich, und das Personal ist voll ausgelastet. Zudem steigt die Intensität der 

Beratungen, doch eine Dynamisierung der finanziellen Mittel fehlt vollständig. 

• Gefahr des Leistungsabbaus: Ohne Nachsteuerung drohen 

Angebotsreduzierungen – die Qualität der Leistungen nimmt ab, innovative und 

präventive Formate sind nicht mehr finanzierbar.  

• Keine Planungssicherheit: Die Träger stehen vor einer unsicheren Zukunft und 

können keine langfristige Stabilität garantieren. 

• Verlust von Fachpersonal: Ohne verlässliche Finanzierung sinkt die Attraktivität der 

Arbeitsplätze – Know-how geht verloren. 

 

3. Die Folgen: Versorgungslücken, Isolation und höhere Folgekosten 

Der Rückbau der psychosozialen Infrastruktur hat gravierende Folgen für das gesamte 

Hilfesystem: 

• Wegfall der niedrigschwelligen Anlaufstellen: Menschen in psychischen Notlagen 

verlieren einen entscheidenden Zugang zu Hilfe – insbesondere, wenn sie keinen 

formellen Leistungsanspruch haben. 

• Zunahme psychischer Krisen und Verelendung: Ohne frühzeitige Intervention 

steigt das Risiko schwerwiegender Krankheitsverläufe, gesellschaftlicher 

Ausgrenzung und Vereinsamung. 
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• Höhere Systemkosten: Ausbleibende Prävention führt zu teureren 

Folgemaßnahmen im stationären und klinischen Bereich. 

• Verlust an Teilhabe: Menschen, die sich aktuell durch die PSKB stabilisieren, 

partizipieren und neue Perspektiven entwickeln, fallen aus dem Blickfeld der 

Gesellschaft. 

4. Unsere Forderungen: Eine zukunftsfeste, gerechte Finanzierung sichern 

Um die Arbeit der PSKB nachhaltig zu sichern und bedarfsgerecht weiterzuentwickeln, fordern 

wir als Diakonie Hessen: 

1. Wiederaufnahme der Gespräche zwischen der Liga der Freien Wohlfahrtspflege 

und dem Landeswohlfahrtsverband (LWV) Hessen zur konstruktiven 

Weiterentwicklung der Finanzierungsstruktur. 

2. Verlässliche, einheitliche und auskömmliche Finanzierung durch den LWV – mit 

klarer Linie und finanzieller Verantwortung. 

3. Wiedereinführung der Dynamisierung der Mittel, um steigende Bedarfe und 

steigende Kosten abzufangen. 

4. Qualitätsentwicklung statt Sparmaßnahmen: Entwicklung verbindlicher, 

gemeinsam getragener Qualitätsstandards als Basis für eine leistungsfähige, 

bedarfsgerechte Struktur. 

5. Nutzung von Bundesmitteln für soziale Infrastruktur: Gelder aus 

Bundesprogrammen müssen auch PSKB zugutekommen – als Investition in 

Prävention und soziale Teilhabe. 

Die psychosozialen Kontakt- und Beratungsstellen sind ein zentraler Bestandteil sozialer 

Daseinsvorsorge und leisten einen wichtigen Beitrag für eine inklusive Gesellschaft.  Ihr Erhalt 

und ihre Weiterentwicklung sind eine Frage der sozialen Gerechtigkeit und der ökonomischen 

Vernunft. Es braucht jetzt politische Verantwortung und gemeinsames Handeln, um die PSKB 

in Hessen zukunftsfähig aufzustellen. 
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